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3. besonders schweren und gemeingefährlichen Straf­
taten, die unter maßgeblicher Nutzung von Informa­
tions- und Kommunikationstechnik begangen wer­
den. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Polizeipräsidien sind für 
den Zeugenschutz zuständig. 

(3) Örtlich zuständig sind 

1. das Polizeipräsidium Bielefeld für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle, 

2. das Polizeipräsidium Dortmund für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
Kriminalhauptstellen Bochum und Hagen, 

3. das Polizeipräsidium Düsseldorf für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
Kriminalhauptstellen Mönchengladbach und Wup­
pertal, 

4. das Polizeipräsidium Essen für den Bezirk der eige­
nen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Krimi­
nalhauptstellen Duisburg und Krefeld, 

5. das Polizeipräsidium Köln für den Bezirk der eige­
nen KriminalhauptsteIle und die Bezirke der Krimi­
nalhauptstellen Aachen und Bonn, 

6. das Polizeipräsidium Münster für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
KriminalhauptsteIlen Gelsenkirchen und Reckling­
hausen. 

(4) Die Polizeipräsidien Dortmund, Düsseldorf, Essen 
und Köln sind für den Personenschutz zuständig. 

(5) Örtlich zuständig sind 

1. das Polizeipräsidium Dortmund für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
Kriminalhauptstellen Bochum, Hagen, Bielefeld, 
Münster Gelsenkirchen und Recklinghausen, 

2. das Polizeipräsidium Düsseldorf für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
Kriminalhauptstellen Mönchengladbach und Wup­
pertal, 

3. das Polizeipräsidium Essen für den Bezirk der eige­
nen KriminalhauptsteIle und die Bezirke der Krimi­
nalhauptstellen Duisburg und Krefeld, 

4. das Polizeipräsidium Köln für den Bezirk der eige­
nen KriminalhauptsteIle und die Bezirke der Krimi­
nalhauptstellen Aachen und Bonn. 

§5 
Die nach den §§ 2 und 4 dieser Verordnung bestimmten 
Polizeipräsidien sind in den für sie jeweils festgelegten 
Bezirken auch für die ihnen zugewiesenen Aufgaben 
zuständig, soweit sich diese 

1. in oder auf den schiffbaren Wasserstraßen einschließ­
lich der mit ihnen unmittelbar in Verbindung stehen­
den Nebenarme, Altarme, Wehrarme, Hafenbecken, 
Seen und Baggerlöchern, 

2. auf einer Insel innerhalb dieser Gewässer sowie auf 
Anlagen und Einrichtungen, die zu den Wasserstra­
ßen gehören oder der Schiffbarkeit der Wasserstra­
ßen, dem Schiffsverkehr oder dem Umschlag dienen, 
im Zusammenhang mit der Schifffahrt 

ergeben. 

§6 
Die Pflicht der nach § 7 Absatz 1 des Polizeiorganisati­
onsgesetzes örtlich zuständigen Kreispolizeibehörden 
zum ersten Angriff und zur Durchführung der notwendi­
gen unaufschiebbaren Maßnahmen bleibt unberührt. Sie 
haben die zu KriminalhauptsteIlen bestimmten Polizei­
präsidien unverzüglich zu unterrichten, wenn sich der 
Verdacht einer in deren Zuständigkeit fallenden Straftat 
ergibt. 

§7 
Die Aufgaben als Kriminalhauptstellen nehmen die 
hierzu bestimmten Polizeipräsidien mit eigenen Kräften 

und Mitteln wahr. Die nach § 7 Absatz 1 des Polizeiorga­
nisationsgesetzes örtlich zuständigen Kreispolizeibehör­
den haben sie dabei zu unterstützen. 

§8 
Aufgabenübertragungen in Einzelfällen gemäß § 7 
Absatz des Polizeiorganisationsgesetzes bleiben unbe­
rührt. 

§9 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Bestimmung 
von Kreispolizeibehörden zu Kriminalhauptstellen vom 
17. Dezember 2002 (GV. NRW s. 639) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 26. November 2012 
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Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ralf Jäger 

- GV. NRW 2012 S. 615 

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Durchführung 

des Krankenpflegegesetzes 
Vom 27. November 2012 

Auf Grund des § 4 Absatz 3 Satz 3 des Krankenpflegege­
setzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I. S. 1442), zuletzt geän­
dert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 28. Mai 2008 
(BGBl. I S. 874), wird verordnet: 

Artikel 1 
Die Verordnung zur Durchführung des Krankenpflegege­
setzes vom 7. März 2006 (Gv. NRW S. 119), geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 5. Juli 2010 (GV. 
NRW S. 405), wird wie folgt geändert: 

In § 5 wird die Angabe ,,2012" durch die Angabe ,,2017" 
ersetzt. 

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 27. November 2012 
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Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K I' a f t 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- GV. NRW. 2012 S. 616 

Erste Verordnung 
zur Änderung der Feuerungsverordnung 

Vom 29. November 2012 

Auf Grund des § 85 Absatz 1 Nummer 1,4 und 5 sowie 
Absatz 7 und 8 der Landesbauordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW 
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